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Kapitel 1 

Einführung 

I. Einleitung 
I. Einleitung 

Verhütungsmethoden, reproduktionsmedizinische und gendiagnostische Ver-
fahren, zahlreiche Untersuchungen während der Schwangerschaft, medizini-
sche Betreuung und Interventionen bei der Geburt veränderten den Lebensbe-
reich der Fortpflanzung schon seit geraumer Zeit von einer Frage des Zufälli-
gen hin zur Möglichkeit individueller Entscheidungen.1 Diese medizinischen 
Entwicklungen eröffnen Wahlfreiheiten bei reproduktiven Entscheidungen mit 
Blick auf den Akt der Zeugung, während der Schwangerschaft und hinsichtlich 

                                                           
1 Nelson, Law, Policy and Reproductive Autonomy, 2013, 1, 353; Büchler, Reproduktive 

Autonomie und Selbstbestimmung, 2017, 5. Zu den sozialpolitischen und technologischen 
Zäsuren vom „Schicksal“ der Kinderfrage hin zur möglichen Entscheidung siehe Büch-
ler/Bleisch, Kinder wollen, 2020, 26 ff., 61 ff. Grundlegend die kulturhistorische Betrach-
tung zu reproduktionsmedizinischen Verfahren des Soziologen Bernhard, Kinder machen, 
2014, 373 ff., 426 ff., insb. 441 ff. Die vorliegende Arbeit verwendet die Begriffe reproduk-
tionsmedizinische Verfahren oder Maßnahmen und spricht von ärztlicher Assistenz. Die Be-
griffe wähle ich in Abgrenzung zu häufig zu lesenden Termini wie „Techniken“ oder „künst-
licher Befruchtung“, die mit dem Gegensatz zur „Natur“, der „Natürlichkeit“, der „natürli-
chen Fortpflanzung“ in Verbindung und in Stellung gebracht werden. Diese Konnotation 
belegt die empirische Forschung, wonach die Bezeichnungen „Reproduktionsmedizin“ und 
„künstliche Befruchtung“ auf die Mehrheit ungewollt kinderloser Frauen und Männer „tech-
nisch und kalt“ wirken, weil sie Bilder von einem „industriellen Prozess“, eines „artifiziel-
len, zentral technisch hergestellten „KindProdukts“ erzeugen, was gerade nicht ihren Vor-
stellung einer Befruchtung als Vorgang der Beziehung zweier Menschen, der Ausdruck von 
„Wärme, Emotion, Liebe“ ist, verbunden wird, vgl. die Untersuchung von Wippermann im 
Auftrag des BMFSFJ (Hrsg.), Ungewollte Kinderlosigkeit 2020, 2020, 9, 13 ff. Bernhard, 
Kinder machen, 2014, 426 geht noch weiter und schlägt vor, Verfahren wie ICSI und IVF 
heute eher „als Variante natürlicher Empfängnis“ zu verstehen. Die Befragten in der eben 
zitierten Untersuchung im Auftrag des BMFSFJ schlugen Begriffe wie „Kinderwunsch-Be-
handlung“, „ärztliche Kinderwunsch-Hilfe“, „Kinderwunschzentrum“, „Fruchtbarkeitsun-
terstützung“ (S. 14) vor, was als Beschreibung von Menschen, die diese Maßnahmen anwen-
den und von Stigmatisierungen sprechen, nachempfunden werden kann, jedoch für diese 
Arbeit, die wertneutrale Begriffe für eine rechtliche Analyse zu suchen findet, welche eine 
sachliche Diskussion ermöglichen kann, bei der unterschiedliche Positionen erörtert werden 
sollen, weniger geeignet erscheint. 
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der Geburt. Wahlfreiheit bedeutet zugleich eine Vervielfachung von komple-
xer werdenden Entscheidungssituationen und Entscheidungsinhalten sowie 
eine Bandbreite an Entscheidungsoptionen, die mit Unsicherheiten, Hoffnun-
gen, Enttäuschungen und Entscheidungsnöten einhergehen können.2 Weil aus 
dem ehemals wenig beeinflussbaren Lebensbereich damit heute ein medizi-
nisch jedenfalls in Grenzen steuerbarer Bereich wurde und weiter werden wird, 
ist die Ausübung reproduktiver Freiheiten mit neuer Verantwortung verbunden 
und geht mit zuweilen schwierigen Fragen einher, wie Individuen diese Frei-
heiten in Verantwortung nutzen können.3 Korrespondierende Ambivalenzen 
müssen dabei nicht als Bedrohung einer selbstbestimmten Entscheidung ange-
sehen werden, sondern sind vielmehr zunächst Ausdruck der Komplexität der 
Bedingungen, unter denen menschliche Reproduktion heute stattfindet.  

Angesichts der vielschichtigen reproduktiven Entscheidungssituationen, mit 
denen komplexe Rechtsfragen einhergehen, und den einschneidenden Erfah-
rungen, die Zeugung, Schwangerschaft und Geburt mit sich bringen, ist es er-
staunlich, wie wenig grundlegend sich die deutsche Verfassungsrechtswissen-
schaft bisher mit diesen Fragen aus der Perspektive der entscheidenden und 
handelnden Subjekte beschäftigt hat. Wie diese Arbeit herausarbeiten wird, 
fehlt es bisher an einer lebensweltlich orientierten Konzeptualisierung repro-
duktiver Freiheiten im Verfassungsrecht.4 Diese Forschungslücke, so werde 
ich eingehend zeigen, stellt nicht nur ein theoretisches Problem dar. Der feh-
lende theoretische Überbau führt dazu, dass zentrale grundrechtliche Freihei-
ten des Individuums nicht erkannt oder verkannt werden. Es kristallisiert sich 

                                                           
2 Büchler, Reproduktive Autonomie und Selbstbestimmung, 2017, 29. Siehe auch Bern-

hard, Kinder machen, 2014, insb. 442–447: „Die Macht des Willens und die Gegebenheiten 
des Körpers: Zwischen diesen beiden Polen, könnte man vielleicht sagen, bewegen sich die 
Hoffnungen und Enttäuschungen der Frauen, die heute durch assistierte Empfängnis 
schwanger werden wollen.“ (S. 443). Siehe zur empirischen Forschung: BMFSFJ (Hrsg.), 
Ungewollte Kinderlosigkeit 2020, 2020, 12, wonach die in den letzten Jahren gestiegene 
Aufmerksamkeit und Sorge vor Risiken reproduktionsmedizinischer Verfahren sowie das 
Bedürfnis nach mehr Informationen Folge von Unsicherheit und Entscheidungsdruck zu-
gleich ist: „je mehr Wissen, umso größer das Bewusstsein für Risiken; je mehr Risikobe-
wusstsein, umso größer das Bedürfnis nach Informationen, die Sicherheit bieten“. 

3 Vgl. Büchler/Bleisch, Kinder wollen, 2020, 18, 25, passim. Grundlegend für die medi-
zinethische Debatte Wiesemann, Von der Verantwortung, ein Kind zu bekommen, 2006, 98 
ff., insb. 105 ff., 128 ff., passim. 

4 Eine lebensweltlich orientierte Konzeptualisierung meint in dieser Arbeit erstens, Re-
produktion als einen gesamten Lebensbereich, der Zeugung, Schwangerschaft und Geburt 
umfasst, analytisch zusammenhängend zu betrachten. Zweitens beabsichtigt dieser Ansatz, 
bei der Verfassungsinterpretation unterschiedliche Lebensrealitäten und Erfahrungswelten 
und damit Erkenntnisse aus weiteren Wissenschaftsdisziplinen zu berücksichtigen. 
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zudem heraus, dass die Verfassungsrechtsdebatte mit Blick auf Zeugung, 
Schwangerschaft und Geburt „frischen Wind aus der Lebenspraxis“5 benötigt. 

Anliegen dieser Arbeit ist es deshalb, den Blick für die lebenspraktische 
Bedeutung reproduktiver Belange von Individuen im verfassungsrechtlichen 
Diskurs zu öffnen und zu schärfen. Anspruch der Arbeit ist es, die Vorstellung 
einer jedem Menschen zukommenden reproduktiven Freiheit zu präzisieren 
und zu überprüfen. Diese Untersuchung verfolgt dabei zwei zentrale Ziele: Ers-
tens geht es darum, mit einer analytischen und reflexiven Vorgehensweise zu 
verstehen, ob und wie reproduktive Freiheiten im Verfassungsrechtsdiskurs, 
bestehend aus der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und der 
Verfassungsrechtsliteratur, bisher verhandelt wurden und werden. Dabei kris-
tallisiert sich heraus, dass die physischen, psychischen und sozialen Umstände 
von Zeugung, Schwangerschaft und Geburt bisher wenig in den Blick genom-
men werden. Wenig Beachtung im verfassungsrechtlichen Diskurs finden zu-
dem Menschen, die strukturell diskriminierungsgefährdeten Gruppen zugeord-
net werden oder aufgrund einer spezifischen Situation, etwa einer Geburt, be-
sonders verletzbar sind. Die Arbeit hat es sich deshalb zur Aufgabe gemacht, 
diese bisher unbearbeiteten Bereiche sichtbar werden zu lassen und dabei Un-
gereimtheiten der bisherigen fragmentarischen Darstellung des Lebensbereichs 
der Fortpflanzung aufzudecken. Zweitens ist Ziel der Arbeit, unter Einbezie-
hung der erarbeiteten disziplinübergreifenden Erkenntnisse und unter Berück-
sichtigung menschenrechtlicher Garantien einen Vorschlag einer grundrecht-
lich angemesseneren Konturierung reproduktiver Freiheiten zu unterbreiten. 
Aus dieser grundrechtlichen Perspektive werden dann Handlungsspielräume, 
Aufträge und Grenzen für gesetzgeberisches Handeln ausfindig gemacht. 
Meine Hoffnung ist es, mit der Blickrichtung reproduktiver Freiheiten einen 
theoretischen Rahmen für das weitere systematische Nachdenken über repro-
duktive Entscheidungen liefern zu können. Im Idealfall kann die Arbeit somit 
Anregungen für die künftige verfassungsrechtliche Debatte und für gesell-
schaftspolitische Aushandlungsprozesse um reproduktive Rechte geben. Auf-
gabe zukünftiger Forschung ist es dann, die vielfältigen und komplexen repro-
duktiven Entscheidungssituationen im Einklang mit Grund- und Menschen-
rechten weiter zu beleuchten und deren Grenzen im Einzelnen auszuloten. 

Die Fragestellung der Arbeit ist für den deutschen Verfassungsrechtsdiskurs 
im Wesentlichen aus drei Gründen ein Novum: Erstens ist die bisherige Ver-
fassungsrechtsdebatte traditionellerweise vom (ungelösten) Status bzw. der 
kontrovers diskutierten Frage des Lebensrechts des Embryos bzw. Fötus ge-
prägt. Zweitens lassen sich im verfassungsrechtlichen Diskurs, besonders in 

                                                           
5 Wiesemann, Von der Verantwortung, ein Kind zu bekommen, 2006, 13 konstatiert dies 

für die Medizinethik. Ein ähnliches Anliegen verfolgt die Schweizer Rechtswissenschaftle-
rin Büchler, Reproduktive Autonomie und Selbstbestimmung, 2017, 29–31. 
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der Kommentarliteratur, Perspektiven auf den Lebensbereich der Fortpflan-
zung vorfinden, welche ein Kollektiv als Bezugspunkt reproduktiver Fragen 
wählen, etwa in Gestalt der Ehe als Paargemeinschaft oder in Form eines grö-
ßeren Kollektivs, der staatlichen Gemeinschaft im Sinne einer Bevölkerungs-
reproduktion als Gesellschaftsaufgabe. Drittens führen diese Betrachtungswei-
sen, wie allgemein die fragmentarische Darstellung des Lebensbereichs der 
Reproduktion, dazu, dass Verbindungslinien zwischen einzelnen reprodukti-
ven Entscheidungsfreiheiten der Individuen nicht gezogen werden. Aus diesen 
Gründen gilt es für diese Arbeit, das breite Meinungsspektrum zu reprodukti-
ven Fragen herauszuarbeiten und daraufhin zu überprüfen, ob die einzelnen 
Positionen den verbrieften Freiheits- und Gleichheitsrechten von Individuen 
Genüge tun.  

II. Disziplinübergreifende Erkenntnisse 
II. Disziplinübergreifende Erkenntnisse 

Die folgende Darstellung dient einem ersten Überblick über die lebensprakti-
schen Bedingungen, unter denen Menschen gegenwärtig reproduktive Ent-
scheidungen treffen. Wenn auch dieser Überblick keine rechtssoziologische 
Untersuchung darstellt, so erfordert eine realistische Betrachtung von Recht, 
also der Versuch einer wirklichkeitsnahen Betrachtung, einen Blick auf die tat-
sächlichen Umstände.6 Wenngleich wir einige Umstände der Fortpflanzung be-
einflussen können – durch Antikontrazeptiva, Notfallverhütung, Schwanger-
schaftsabbrüche, ärztliche Assistenz bei der Zeugung, medizinische Betreuung 
während der dSchwangerschaft und der Geburt –, so handelt es sich weder um 
rechtlich grenzenlos gewährleistete Freiheiten noch um einen, lebensweltlich 
betrachtet, vollends steuerbaren Bereich. Faktisch ist der Lebensbereich der 
Fortpflanzung von zahlreichen Unwägbarkeiten geprägt. 

Das Verhütungsverhalten von Menschen variiert je nach Alter, Geschlecht, 
Partnerschaft und Motivationslage.7 Mit Blick auf die gewählten Verhütungs-
methoden manifestiert sich ein Verhaltenswandel in Deutschland: Die (allei-
nige) Nutzung von Kondomen ist in den letzten Jahren deutlich angestiegen 
und wird für Männer wie Frauen eine wichtigere Verhütungsmethode, während 

                                                           
6 Baer, Rechtssoziologie, 4. Auflage 2021, 154. 
7 Vgl. BZgA (Hrsg.), Verhütungsverhalten Erwachsener, 2019. Mit mehr als 70 Prozent 

verwendet der Großteil der sexuell aktiven Bevölkerung bei sexuellen Kontakten ein Ver-
hütungsmittel (S. 7). Der Rest führt je nach Lebensalter als Hauptgrund für das Nichtverhü-
ten entweder einen vorhandenen Kinderwunsch oder Infertilität an (S. 8). Als Verhütungs-
methoden im Alter zwischen 18 und 49 Jahren werden im Durschnitt gegenwärtig gleicher-
maßen die Anti-Baby-Pille (47%) oder Kondome (46%) verwendet (S. 9), besonders im jün-
geren Alter findet eine Doppelnutzung statt (S. 11). 
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der Anteil derjenigen, welche die Anti-Baby-Pille nutzen, besonders im jünge-
ren Alter deutlich zurückging.8 Eine Repräsentativbefragung im Auftrag der 
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) offenbart zudem in der 
Bevölkerung weit verbreitete Bedenken gegenüber hormonellen Verhütungs-
methoden mit Blick auf deren negative Auswirkungen auf Körper und Psyche 
von Frauen.9 Die gesellschaftliche Risikowahrnehmung von hormonellen Ver-
hütungsmethoden hat sich damit also verändert. Das individuelle Verhütungs-
verhalten steht zudem unter dem Einfluss einfachgesetzlicher Regulierung. So 
müssen jegliche Verhütungsmittel in Deutschland grundsätzlich privat finan-
ziert werden. Eine flächendeckende Versorgung bzw. ein bundeseinheitlicher 
Rechtsanspruch auf Kostenübernahme existiert gegenwärtig nicht.10 Ausnah-

                                                           
8 Vgl. BZgA (Hrsg.), Verhütungsverhalten Erwachsener, 2019, 10–13, 29. Die alleinige 

Kondomnutzung ist besonders bei den 25- bis 29-Jährigen verbreitet (41 %, 13 Prozent-
punkte mehr als im Jahr 2011), ebd., 12 f. „Es sind de facto die männlichen 25- bis 29-
Jährigen, die in diesem Altersabschnitt so stark das Kondom allein favorisieren (52%). Bei 
den jungen Frauen ist zwar ebenfalls ab Mitte Zwanzig der Umschwung von der zuvor viel-
fach kombinierten zur alleinigen Nutzung des Kondoms zu beobachten („Kondom allein“: 
26% gegenüber 12% bei den 18- bis 24-Jährigen), es vollzieht sich aber verhaltener.“ (S. 13). 
Die insgesamt festgestellte rückläufige Pillennutzung zeichnet sich am deutlichsten in der 
Altersgruppe der 18- bis 29-Jährigen ab: Pillennutzerinnen (56 %, 16 Prozentpunkte weniger 
als im Jahr 2011), Kondomverwender (58 %, 7 Prozentpunkte mehr als im Jahr 2011), ebd., 
11. Die Bedeutung der Pille geht damit insgesamt zurück, bereits innerhalb der Altersspanne 
18 bis 29 Jahre sind erhebliche Unterschiede festzustellen: Von den 18- bis 24-Jährigen ver-
hüten drei von fünf mithilfe der Pille (61%), während der Anteil unter den 25- bis 29-Jähri-
gen deutlich niedriger ist (47%) (S. 13).  

Zum Begriff „Frauen“: Nicht alle gebärfähigen Menschen sind Frauen, weil Geschlechts-
identitäten vielfältig sind. Auch Personen, die sich als männlich oder nicht-binär begreifen, 
können schwanger werden und Kinder gebären. Adäquate Bezeichnungen zu finden, ist ge-
rade deshalb herausfordernd, weil sich im Entstehungsprozess dieser Arbeit gezeigt hat, dass 
sich der geschlechtergerechte Sprachgebrauch fortlaufend verändert und einem stetigen 
Wandel unterliegt. Für den rechtlichen Kontext kann folglich bisher nicht auf einen etablier-
ten Sprachgebrauch zurückgegriffen werden. Sofern nachfolgend von „Frauen“ und „Män-
nern“ die Rede ist, beabsichtigt diese Arbeit die Vielfältigkeit von Menschen anzuerkennen 
und die Belange von cis-Frauen und Männern ebenso wie die Belange aller Menschen, deren 
selbst empfundene Geschlechtlichkeit etwa eine männliche, trans* oder nicht-binäre Ge-
schlechtsidentität ist, zu berücksichtigen. 

9 Vgl. BZgA (Hrsg.), Verhütungsverhalten Erwachsener, 2019, 24–26, 29. 
10 Die Versorgungslage ist unübersichtlich, die Regelungen uneinheitlich. Mangels bun-

deseinheitlicher Lösung existieren in einzelnen Bundesländern (etwa Berlin, Bremen, Ham-
burg) und Kommunen freiwillige Projekte zur Kostenübernahme. Zudem ermöglichte im 
Entstehungsprozess dieser Arbeit das vom BMFSFJ geförderte Modellprojekt „biko“ (Bera-
tung, Information, Kostenübernahme bei Verhütung, 2016–2019) Menschen mit geringem 
Einkommen (etwa Personen, die Arbeitslosengeld II, Grundsicherung, Leistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz oder BAföG beziehen) vorübergehend an sieben regionalen 
Standpunkten die Kostenübernahme von verschreibungspflichtigen Verhütungsmitteln. 
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men gelten derzeit nur für gesetzlich Versicherte bis zum vollendeten 22. Le-
bensjahr: Für sie übernehmen die gesetzlichen Krankenversicherungen die 
Kosten für verschreibungspflichtige Verhütungsmittel und für Notfallverhü-
tung, sog. „Pille danach“ (§ 24a Abs. 2 SGB V), die seit dem Jahr 2015 zwar 
rezeptfrei zugänglich ist, allerdings nur nach ärztlicher Verordnung und aus-
schließlich für diese Personengruppe auch kostenfrei erhältlich ist . Personen 
im Transferleistungsbezug des SGB II und SGB XII haben seit dem Jahr 2004 
die Kosten für Verhütungsmittel aus dem Regelbetrag zu bestreiten, in dessen 
Berechnung für den gesamten Bereich „Gesundheitspflege“ auch nach Einfüh-
rung des sog. Bürgergeldes derzeit ein Betrag von 19,16 Euro im Monat vor-
gesehen ist (Stand: 2023).11 Die Kosten variieren je nach Verhütungsmethode 
erheblich, übersteigen zum Teil bereits den vorgesehenen Betrag für die ge-
samte Gesundheitspflege gänzlich und sind jedenfalls von diesem Regelsatz-
segment häufig nicht finanzierbar.12 Reformvorhaben zur Schaffung einer bun-
deseinheitlichen Regelung zur Kostenübernahme von Verhütungsmethoden 
(für Menschen mit geringem Einkommen) scheiterten allerdings vorerst.13  

                                                           
11 Vgl. BSG, Urteil vom 15. November 2012 – B 8 SO 6/11 R –, juris Rn. 15 ff., wonach 

die Kosten für Verhütung keine Leistung der Hilfen zur Gesundheit im Sinne des SGB XII 
darstellen und deshalb aus den Regelsätzen finanziert werden müssen; siehe zur Kritik be-
reits Klein/Wapler, APuZ 20/2019, 20–26 (23 f.); Wersig/Dern, info also 2020, 56–61 (57 
f.). Vgl. BT Drs. 17/3404, 58, wonach hierunter pharmazeutische Produkte fallen, also nicht 
verschreibungspflichtige Medikamente, wie etwa Kopfschmerztabletten oder Heuschnup-
fenmittel, therapeutische Mittel und Geräte und weitere medizinische Produkte, wie die Kos-
ten zur individuellen Verhütung. 

Sämtliche Gerichtsentscheidungen sind aufgrund der pandemiebedingten Schließung der 
Bibliotheken aus Juris zitiert. 

12 Vgl. Medizinischer Arbeitskreis pro familia NRW, Verhütung – Aktuelle Preise und 
Zusatzkosten, Juli 2020, wonach gegenwärtig die Kosten für Kondome bei 0,15 bis 1,20 
Euro pro Stück liegen, die monatlichen Kosten für die Anti-Baby-Pille zwischen 3,92 und 
22,10 Euro und für Verhütungsringe bei ca. 19 bis 23 Euro liegen. Die Kosten für kupfer-
haltige Spiralen u.Ä. variieren inkl. der ärztlichen Einsetzung stark und liegen nach dieser 
Kostenaufstellung zwischen 120 und 500 Euro zzgl. der jährlichen Ultraschallkontrolle 
i.H.v. 40 Euro. Eine Notfallverhütung, auf deren rechtzeitigen Einnahme es entscheidend 
ankommt, um den Eintritt einer ungewollten Schwangerschaft zu verhindern, kostet zwi-
schen 16 und 36 Euro. Siehe aus sozialrechtlicher Perspektive mit Lösungsvorschlägen für 
die Kostendeckung teurer (Langzeit-)Verhütungsmittel, die durch den Regelsatz oder Ein-
sparmöglichkeiten nicht sicher finanziert werden können, Wersig/Dern, info also 2020, 56–
61 (insb. 57 f., 60). 

13 Vgl. etwa bereits die Initiative des Bundesrats aus dem Jahr 2017: BR-Drs. 617/17 
sowie die gescheiterten Gesetzesentwürfe im Nachgang: BT-Drs. 19/2514 sowie BT-Drs. 
19/2699. Rechtspolitisch plant die amtierende Bundesregierung nun, den Krankenkassen zu 
ermöglichen, Verhütungsmittel als Satzungsleistung zu erstatten; bei Geringverdienenden 
sollen die Kosten übernommen werden: Koalitionsvertrag 2021–2025 zwischen der SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP, Mehr Fortschritt wagen – Bündnis für Freiheit, Ge-
rechtigkeit und Nachhaltigkeit, 92. 
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Empirisch ist inzwischen erforscht, dass eine Bandbreite an Personen mit ge-
ringem Einkommen unterschiedlichen Alters, mit und ohne Migrationshinter-
grund, mit bereits vorhandenen Kindern oder ohne Kinder, innerhalb und au-
ßerhalb einer Partnerschaft hierzulande einen ungedeckten Bedarf an Verhü-
tungsmitteln hat und aus Kostengründen nicht oder weniger sicher verhütet.14 

Abhängig von finanziellen Ressourcen kann einer Schwangerschaft damit 
grundsätzlich vielseitig vorgebeugt werden. Verhütungsmethoden, inklusive 
der Notfallverhütung „Pille danach“, können unabhängig von Alter, Bildung, 
Partnerschaftsstatus oder Herkunft dennoch fehlschlagen.15 Eine Schwanger-
schaft kann deshalb unbeabsichtigt eintreten; gemeint ist damit, dass eine 
Schwangerschaft schlicht ungeplant, aber gewollt eintreten kann, sie als zwie-
spältig im Sinne von unentschieden empfunden werden kann, oder dass eine 
Schwangerschaft erst später oder überhaupt nicht gewollt ist und deshalb un-
gewollt eintritt.16 Die sprachliche Differenzierung ist an dieser Stelle heraus-
fordernd und zugleich essentiell, um die Problemlagen richtig zu erfassen. Eine 
unbeabsichtigt eingetretene Schwangerschaft kann somit nicht geplant, aber 

                                                           
14 Vgl. bereits die Studie aus dem Jahr 2016 von Helfferich/Klindworth/Heine/Wlos-

newski, auf Initiative des BMFSFJ durchgeführt und im Auftrag der BZgA (Hrg.), frauen 
leben 3. Familienplanung im Lebenslauf von Frauen, 2016, insb. 114 ff., 126, 132, wonach 
Kosten eine Zugangsbarriere zur Verhütung darstellen. Die Ergebnisse des Modellprojekts 
„biko“ zur Verhütungsmittelversorgung von Frauen mit geringem Einkommen sind besorg-
niserregend, vgl. pro familia Bundesverband (Hrsg.), Modellprojekt biko, Abschlussbericht 
2019, insb. 94 f., 99–102: „Die Beraterinnen vor Ort waren mit Berichten von Frauen kon-
frontiert, die sich bspw. zwischen dem Schulranzen für ihr Kind oder für die eigene Verhü-
tung entscheiden mussten. Andere Frauen berichteten über Sparstrategien, dass sie bspw. 
begannen die Pille zu ‚strecken‘, also mit Pausen einzunehmen, damit sie länger hält. Dies 
hat Konsequenzen für die Verhütungssicherheit und die Gesundheit der Frauen.“ (S. 99). 
Siehe ebenso zur überdurchschnittlich häufig genannten Nichtverhütung aus finanziellen 
Gründen bei Befragten mit einfacher Bildung, jedoch ohne weitere Einordnung BZgA 
(Hrsg.), Verhütungsverhalten Erwachsener, 2019, 8 f. 

15 Keine aussagekräftigen aktuellen Daten habe ich zu der Frage gefunden, wie häufig 
ungewollte Schwangerschaften trotz Anwendung von Verhütungsmethoden aufgrund feh-
lender Wirksamkeit oder Anwendungsproblemen eintreten. Siehe aber die Studie aus dem 
Jahr 2016 der BZgA (Hrsg.), frauen leben 3. Familienplanung im Lebenslauf von Frauen, 
2016, insb. 114 ff. Mehr als ein Drittel der nicht beabsichtigten Schwangerschaften traten 
unter Verhütung (35,8 Prozent) ein (S. 127, 282). Aufschlussreich sind auch die weiteren 
zahlreichen Aspekte, die sich auf das Verhütungsverhalten auswirken (S. 133, Abbildung 6-
2). Feststeht jedenfalls, dass es keinen hundertprozentigen Schutz vor ungewollt eintreten-
den Schwangerschaften geben kann, wenn man sich Anwendungsprobleme bei der Kondo-
mnutzung sowie den Pearl Index einer Methode wie der Pille oder der Kupferspirale vor 
Augen führt und das in Verhältnis zum grundsätzlich reproduktionsfähigen Alter von Frauen 
setzt, das etwa 35 Jahre beträgt (15–49 Jahre). 

16 BZgA (Hrsg.), frauen leben 3. Familienplanung im Lebenslauf von Frauen, 2016, 23–
26, 277, 282, passim. 
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gewollt sein.17 Umgekehrt zeigen die erforschten Gefühlslagen zu ungewollt 
eingetretenen Schwangerschaften mehrdeutige Abstufungen von ungewollt, 
etwa „eigentlich ungewollt“ oder „nicht 100 % gewollt“.18 Ein großer Teil, un-
gefähr ein Drittel der Schwangerschaften, ist nach einer Untersuchung im Auf-
trag der BZgA nicht beabsichtigt gewesen.19 17,7 Prozent dieser Schwanger-
schaften waren explizit ungewollt, von denen aber deutlich mehr als die Hälfte 
ausgetragen wurde.20 Die Studie weist darauf hin, ungewollte Schwangerschaf-
ten als multifaktorielles Geschehen zu begreifen, das unter dem Einfluss von 
Bedingungsfaktoren wie sexueller Aktivität, Verhütungsverhalten, (nicht) vor-
handenem Kinderwunsch, Alter, Partnerschaft, bereits vorhandenen Kindern, 
Beruf, Wohnung, Geld, Gesundheit und sozialen Normen wie persönlichen 
Ressourcen steht.21 Jährlich entscheiden sich derzeit etwa 100.000 ungewollt 
schwangere Frauen in Deutschland für einen Schwangerschaftsabbruch, etwa 
60 Prozent dieser Frauen haben bereits Kinder.22 96 % der im Jahr 2020 ver-
zeichneten Schwangerschaftsabbrüche wurden nach der sog. Beratungsrege-
lung vorgenommen.23 Nach den hierfür maßgeblichen strafrechtlichen Vor-
schriften der §§ 218 ff. StGB ist eine ungewollt schwangere Person, die wäh-
rend der ersten zwölf Wochen einen Abbruch vornehmen lassen möchte, ver-
pflichtet, sich zuvor einer Beratung zu unterziehen und eine im Strafgesetzbuch 
vorgesehene Wartefrist von drei Tagen vor Durchführung des Eingriffs abzu-
warten (§§ 218, 218a Abs. 1 Nr. 1, Nr. 3, 219 StGB). Aufgrund der strafrecht-
lichen Regelung des Schwangerschaftsabbruchs haben Betroffene die Kosten 
                                                           

17 BZgA (Hrsg.), frauen leben 3. Familienplanung im Lebenslauf von Frauen, 2016, 26. 
18 BZgA (Hrsg.), frauen leben 3. Familienplanung im Lebenslauf von Frauen, 2016, 24. 
19 BZgA (Hrsg.), frauen leben 3. Familienplanung im Lebenslauf von Frauen, 2016, 282 

f. 
20 BZgA (Hrsg.), frauen leben 3. Familienplanung im Lebenslauf von Frauen, 2016, 282 

f. Danach wurden 57 Prozent der ungewollten Schwangerschaften ausgetragen, 43 Prozent 
durch einen Schwangerschaftsabbruch beendet (S. 283). 

21 BZgA (Hrsg.), frauen leben 3. Familienplanung im Lebenslauf von Frauen, 2016, 278, 
284. Neue wissenschaftlich basierte Erkenntnisse zum Erleben und Verarbeiten ungewollter 
Schwangerschaften, zu den psychosozialen Beratungs- und Unterstützungsangeboten sowie 
zur medizinischen Versorgungssituation soll eine Studie mit dem Titel „Erfahrungen und 
Lebenslagen ungewollt Schwangerer – Angebote der Beratung und Versorgung (Elsa)“ in 
Auftrag gegeben vom BMG bis Herbst 2023 liefern, vgl. https://elsa-studie.de/ (zuletzt 
27.12.2022). 

22 Statisches Bundesamt, Anzahl der Schwangerschaftsabbrüche in Deutschland nach 
rechtlicher Begründung, Dauer der Schwangerschaft und vorangegangenen Lebendgebore-
nen im Zeitvergleich ab 2012, Stand 24. März 2021; siehe zu den pandemiebedingten 
Schwankungen Statisches Bundesamt, Anzahl der Schwangerschaftsabbrüche in Deutsch-
land im 2. Quartal 2021 insgesamt nach verschiedenen Merkmalen, Anteilen und Verände-
rung zum Vorjahr, Stand 28. September 2021. 

23 Statisches Bundesamt, Anzahl der Schwangerschaftsabbrüche in Deutschland nach 
rechtlicher Begründung, Dauer der Schwangerschaft und vorangegangenen Lebendgebore-
nen im Zeitvergleich ab 2012, Stand 24. März 2021. 
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nach der sog. Beratungsregelung – also in 96 Prozent der Fälle – grundsätzlich 
selbst zu tragen.24 Anders ist dies bei den nach wie vor bestehenden gesetzli-
chen Indikationen für einen Schwangerschaftsabbruch, wenn also medizini-
sche Gründe bestehen (§ 218a Abs. 2 StGB) oder die Schwangerschaft auf eine 
Sexualstraftat zurückgeht (§ 218a Abs. 3 StGB). Die Kriminalisierung des 
Schwangerschaftsabbruchs hat daneben folgenschwere praktische Auswirkun-
gen für ungewollt Schwangere.25 So gibt es Hinweise auf eine sich in den letz-
ten Jahren abzeichnende verschlechternde Gesundheitsversorgungslage in 
Deutschland mit zum Teil erheblichen regionalen Versorgungslücken.26 

                                                           
24 Je nach gewählter Methode – operativ oder medikamentös – betragen die Kosten etwa 

zwischen 350 und 600 Euro, vgl. https://www.familienplanung.de/schwangerschaftskon-
flikt/schwangerschaftsabbruch/die-kosten-eines-schwangerschaftsabbruchs/#c65076 (zu-
letzt 27.12.2022). Einen Anspruch auf Kostenübernahme haben ungewollt schwangere Per-
sonen im Transferleistungsbezug (vgl. § 19 Abs. 1, 3 SchKG). Bei geringem Einkommen 
können Betroffene vor dem Eingriff einen Antrag auf Kostenübernahme stellen. Die Ein-
kommensgrenze liegt derzeit bei monatlich 1.325 Euro und erhöht sich bei bereits vorhan-
denen Kindern (vgl. § 19 Abs. 2 SchKG, Stand Juli 2022). 

25 Siehe weiterführend WHO, Abortion care guideline, 2022, 21 ff. 
26 Die Datenlage zur tatsächlichen Versorgungslage ist bisher allerdings äußerst lücken-

haft, vgl. dazu die Antwort der Bundesregierung auf eine parlamentarische Anfrage in BT-
Drs. 19/16988, 2 f.: „Die Anzahl der Einrichtungen, die einen Schwangerschaftsabbruch 
vornehmen, liegt der Bundesregierung nicht vor. Gemäß § 18 Absatz 1 Schwangerschafts-
konfliktgesetz (SchKG) wird eine Anzahl von Meldestellen erhoben, bei denen ein Schwan-
gerschaftsabbruch durchgeführt wurde. Diese Zahl lässt allerdings nur bedingt Rückschlüsse 
auf die Zahl der Einrichtungen zu, da z. B. zentrale ambulante OP–Praxen für mehrere Arzt-
praxen mitmelden. Die Gesamtzahl der Meldestellen in Deutschland ist für den Zeitraum der 
letzten zehn Jahre nicht verfügbar. [...] Die Zahl der Meldestellen wurde bislang nicht regi-
onalisiert, d. h. Angaben für die Länder sind – wie beigefügt – nur aktuell möglich. [...] Eine 
tiefergehende Darstellung nach Kliniken und Arztpraxen ist nicht verfügbar.“ Notwendige 
neue belastbare Daten zur medizinischen Versorgungssituation soll die bereits erwähnte Stu-
die mit dem Titel „Erfahrungen und Lebenslagen ungewollt Schwangerer – Angebote der 
Beratung und Versorgung (Elsa)“ in Auftrag gegeben vom BMG bis Herbst 2023 liefern, 
vgl. https://elsa-studie.de (zuletzt 27.12.2022). Die mediale Berichterstattung verweist auf 
folgende vorläufige Erkenntnisse: Nach einer Berechnung des Statistischen Bundesamtes 
für das ARD-Politikmagazin Kontraste sei jedenfalls die Anzahl der Meldestellen seit 2003 
bis 2018 um 40 Prozent zurückgegangen –von 2.000 auf 1.200 Stellen (zuletzt 23.8.2018, 
online nicht mehr verfügbar); diese Situation hat sich offenbar weiterhin verschärft, vgl. 
etwa Deutschlandfunk, Schwangerschaftsabbrüche in Deutschland. Warum immer weniger 
Ärzte Abtreibungen durchführen, 29.7.2021, https://www.deutschlandfunk.de/schwanger-
schaftsabbrueche-in-deutschland-warum-immer-100.html (zuletzt 27.12.2022) oder Tages-
schau, Schwangerschaftsabbruch, 100 Kilometer bis zur nächsten Arztpraxis, 24.6.2022, 
https://www.tagesschau.de/inland/schwangerschaftsabbruch-aerzte-101.html (zuletzt 
27.12.2022). 
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Umgekehrt bleibt der Eintritt einer Schwangerschaft nicht selten unfreiwil-
lig aus. Ungewollte Kinderlosigkeit gehört seit jeher zur sozialen Gemein-
schaft.27 Sie bleibt auch weiterhin bestehen – trotz der hierzulande begrenzt 
zugelassenen Möglichkeiten reproduktionsmedizinischer Verfahren und aller 
physischen, emotionalen, finanziellen und zeitlichen Belastungen, die Men-
schen hierfür auf sich nehmen und die empirisch betrachtet gegenwärtig noch 
deutlich unterschätzt werden.28 Es gibt inzwischen eine Vielzahl an möglichen 
und hierzulande erlaubten medizinischen Methoden. Hierzu zählen Medika-
mente zur Hormonkorrektur bei Frauen (etwa der Schilddrüse), eine hormo-
nelle Stimulation der Eierstöcke, ein vorsorgliches Konservieren/Einfrieren 
von Eizellen beziehungsweise Samenzellen aus medizinischen Gründen (etwa 
im Rahmen einer Krebsbehandlung) oder ohne medizinische Gründe, eine sog. 
Samenspende eines Dritten, die privat mithilfe der sog. Bechermethode oder 
ärztlich assistiert von einer offiziellen Samenspenderbank erfolgen kann, eine 
Insemination (Sperma wird direkt in die Gebärmutter eingeführt), eine intra-
zytoplasmatische Spermieninjektion (ICSI: mithilfe einer hauchdünnen Spritze 
wird ein einzelnes Spermium in eine Eizelle eingeführt, danach wird die be-
fruchtete Eizelle der Frau eingesetzt) oder eine In-Vitro-Fertilisation (Zusam-
menbringen von Eizelle und Sperma außerhalb des Körpers in einer Pet-
rischale, wobei das Eindringen des Spermiums in die Eizelle dem Zufall über-
lassen wird, danach wird die befruchtete Eizelle der Frau eingesetzt).29 Dane-
ben gibt es in engen Grenzen die Möglichkeit eines straffreien Embryonen-
transfers (konservierter Embryo eines anderen Paares).30 Dagegen sind jede 
Form der Eizelltransplantation von Eizellen Dritter (sog. Eizellspende), auch 
die sog. reziproke Befruchtung mit der Eizelle einer lesbischen Partnerin (vgl. 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 ESchG) wie auch jede Variante der „Leihmutterschaft“ (§ 1 
Abs. 1 Nr. 7 ESchG; siehe auch §§ 13a, b, c, d AdVermiG) in Deutschland 
einfachgesetzlich verboten. In Deutschland nicht strafbar machen sich aller-
dings die Eizellspenderin, die Frau, auf die die Eizelle übertragen werden 
würde, sowie Leihmutter und intendierte Eltern (§ 1 Abs. 3 Nr. 1, Nr. 2 ESchG; 
siehe auch § 14 b AdVermiG). Empirisch erforscht ist, dass einem großen Teil 

                                                           
27 Statisches Bundesamt, Datenreport 2021 – Kapitel 2: Familie, Lebensformen und Kin-

der, 75. 
28 Gegenwärtig, wie bereits in der Vorgängeruntersuchung im Auftrag des BMFSFJ aus 

dem Jahr 2013, unterschätzen weiterhin 60 Prozent der Befragten die Belastungen im Vor-
hinein, BMFSFJ (Hrsg.), Ungewollte Kinderlosigkeit 2020, 2020, 117 ff., siehe auch 120 ff.  

29 BMFSFJ (Hrsg.), Ungewollte Kinderlosigkeit 2020, 2020, 102. 
30 Vgl. OLG Bayern, Urteil vom 4. November 2020 – 206 StRR 1459 – 1461/19 –, juris 

Rn. 24 ff., Rn. 69 ff. m. w. N. zum Meinungsstand, wonach die Übertragung bereits impräg-
nierter Eizellen, die das Entwicklungsstadium eines Embryos noch nicht erreicht haben (sog. 
Vorkernstadium), gerade strafbar ist (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 ESchG), die Übertragung einer be-
fruchteten Eizelle dagegen straffrei, Rn. 65–68. 
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Calibri-Italic TrueType (CID) / Identity-H / eingebettete Untergruppe
TimesNewRomanPS-BoldItalicMT TrueType / WinAnsi / eingebettete Untergruppe
TimesNewRomanPS-BoldMT (2x) TrueType / WinAnsi / eingebettete Untergruppe
TimesNewRomanPS-ItalicMT (2x) TrueType / WinAnsi / eingebettete Untergruppe
TimesNewRomanPSMT (2x) TrueType / WinAnsi / eingebettete Untergruppe
TimesNewRomanPSMT TrueType (CID) / Identity-H / eingebettete Untergruppe







